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Antrag 

der Abgeordneten Katharina Schulze, Ludwig Hartmann, Verena Osgyan, Gülseren 
Demirel, Thomas Gehring, Eva Lettenbauer, Jürgen Mistol, Gisela Sengl, Maxi-
milian Deisenhofer, Anne Franke, Susanne Kurz, Hep Monatzeder, Anna Toman, 
Gabriele Triebel, Dr. Sabine Weigand und Fraktion (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN) 

Lehrbeauftragte an Hochschulen besserstellen II – Interessenvertretung und Mit-
bestimmung ermöglichen  

Der Landtag wolle beschließen: 

Die Staatsregierung wird aufgefordert, 

1. die Vertretung der Interessen der Lehrbeauftragten durch den Personalrat der 
Hochschulen sicherzustellen und hierfür einen Vorschlag zur Änderung des Baye-
rischen Personalvertretungsgesetzes vorzulegen; 

2. die Mitbestimmung der Lehrbeauftragten in den Gremien der akademischen Selbst-
verwaltung sicherzustellen und dafür einen Entwurf zur Änderung von Art. 17 Abs. 
1 Satz 4 des Bayerischen Hochschulgesetzes (BayHSchG) vorzulegen, der berück-
sichtigt, dass die regelmäßige Mindestarbeitszeit von nebenberuflich Tätigen zu-
künftig nur noch vier anstatt zehn Wochenstunden betragen muss, um an den Wah-
len zu den Organen teilnehmen zu können. 

 

 

Begründung: 

Lehrbeauftragte haben in der Regel keinerlei Möglichkeiten der Selbstverwaltung und 
Mitbestimmung an den Hochschulen. Ebenso wenig verfügen sie über eine Interessen-
vertretung. Zwar gelten die Lehrbeauftragten nach dem Bayerischen Hochschulgesetz 
als Mitglieder der Hochschule. Dennoch werden sie weitgehend vom aktiven wie pas-
siven Wahlrecht für die Gremien der akademischen Selbstverwaltung ausgeschlossen. 
Das Bayerische Personalvertretungsgesetz nimmt Lehrbeauftragte von einer Vertre-
tung durch den Personalrat aus. Dadurch werden die Lehrbeauftragten gehindert, ihre 
Interessen einzubringen. Um eine wirksame Vertretung der Interessen der Lehrbeauf-
tragten sicherzustellen, ist eine Änderung im Bayerischen Personalvertretungsgesetz 
notwendig. Lehrbeauftragte sollen in Zukunft vom Personalrat einer Hochschule ge-
nauso vertreten werden können, wie die anderen Mitglieder der Hochschule. Darüber 
hinaus muss die demokratische Mitbestimmung von Lehrbeauftragten in den Gremien 
der akademischen Selbstverwaltung an allen Hochschulen möglich sein. Die Staatsre-
gierung ist aufgefordert, hier im Einvernehmen mit den Hochschulen eine Verbesserung 
der Situation der Lehrbeauftragten herbeizuführen. 
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Beschlussempfehlung und Bericht 

des Ausschusses für Wissenschaft und Kunst 

Antrag der Abgeordneten Katharina Schulze, Ludwig Hartmann, Verena Osgyan 
u.a. und Fraktion (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN) 
Drs. 18/2650 

Lehrbeauftragte an Hochschulen besserstellen II - Interessenvertretung und Mit-
bestimmung ermöglichen  

I. Beschlussempfehlung: 

A b l e h n u n g  

Berichterstatterin: Verena Osgyan 
Mitberichterstatter: Prof. Dr. Winfried Bausback 

II. Bericht: 

1. Der Antrag wurde dem Ausschuss für Wissenschaft und Kunst federführend 
zugewiesen. Der Ausschuss für Fragen des öffentlichen Dienstes hat den An-
trag mitberaten. 

2. Der federführende Ausschuss hat den Antrag in seiner 17. Sitzung am  
9. Oktober 2019 beraten und mit folgendem Stimmergebnis:  
 CSU: Ablehnung 
 B90/GRÜ: Zustimmung 
 FREIE WÄHLER: Ablehnung 
 AfD: Ablehnung 
 SPD: Zustimmung 
 FDP: Ablehnung 
A b l e h n u n g  empfohlen. 

3. Der Ausschuss für Fragen des öffentlichen Dienstes hat den Antrag in seiner 
16. Sitzung am 26. November 2019 mitberaten und mit folgendem Stimmer-
gebnis:  
 CSU: Ablehnung 
 B90/GRÜ: Zustimmung 
 FREIE WÄHLER: Ablehnung 
 AfD: Ablehnung 
 SPD: Zustimmung 
 FDP: Ablehnung 
A b l e h n u n g  empfohlen. 

Robert Brannekämper 
Vorsitzender 
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Beschluss 

des Bayerischen Landtags 

Der Landtag hat in seiner heutigen öffentlichen Sitzung beraten und beschlossen: 

Antrag der Abgeordneten Katharina Schulze, Ludwig Hartmann, Verena Osgyan, 
Gülseren Demirel, Thomas Gehring, Eva Lettenbauer, Jürgen Mistol, Gisela 
Sengl, Maximilian Deisenhofer, Anne Franke, Susanne Kurz, Hep Monatzeder, 
Anna Toman, Gabriele Triebel, Dr. Sabine Weigand und Fraktion (BÜNDNIS 90/DIE 
GRÜNEN) 

Drs. 18/2650, 18/4941 

Lehrbeauftragte an Hochschulen besserstellen II – Interessenvertretung und Mit-
bestimmung ermöglichen  

A b l e h n u n g  

Die Präsidentin  

I.V. 

Karl Freller 

I. Vizepräsident 

 



Redner zu nachfolgendem Tagesordnungspunkt

Erster Vizepräsident Karl Freller



Erster Vizepräsident Karl Freller: Ich rufe Tagesordnungspunkt 2 auf:

Abstimmung

über eine Europaangelegenheit, eine Verfassungsstreitigkeit und Anträge, die 

gemäß § 59 Abs. 7 der Geschäftsordnung nicht einzeln beraten werden (s. 

Anlage 1)

Das an Nummer 1 der Liste stehende Konsultationsverfahren der Europäischen Union 

betreffend "Stadtverkehr – Evaluierung von EU-Maßnahmen" wurde vom Ausschuss 

für Bundes- und Europaangelegenheiten sowie regionale Beziehungen am Dienstag 

endberaten. Der Ausschuss schlägt dazu die auf der Drucksache 18/5167 aufgeführte 

Stellungnahme vor. Die Beschlussempfehlung wurde für Sie aufgelegt.

Von der Abstimmung ausgenommen sind die Nummern 20, 21 und 28 der Liste. Das 

sind die Anträge der AfD-Fraktion betreffend "Nennung der Nationalität von Tatver-

dächtigen in polizeilichen Pressemeldungen" auf Drucksache 18/3889, "Zahlen der per 

Flugzeug einreisender Asylbewerber wieder öffentlich zugänglich machen!" auf Druck-

sache 18/3890 und "Anhörung zur wirtschaftlichen Nutzbarmachung kerntechnischer 

Nebenprodukte" auf Drucksache 18/4082. Der Aufruf der Anträge erfolgt, soweit zeit-

lich noch möglich, nach dem Tagesordnungspunkt 10, der Zweiten Lesung zu den An-

passungen im Beamtengesetz.

Hinsichtlich der jeweiligen Abstimmungsgrundlagen mit den einzelnen Voten der Frak-

tionen verweise ich auf die Ihnen vorliegenden Liste.

(Siehe Anlage 1)

Wer mit der Übernahme seines Abstimmungsverhaltens bzw. des jeweiligen Abstim-

mungsverhaltens seiner Fraktion entsprechend der aufgelegten Liste einverstanden 

ist, den bitte ich um das Handzeichen. – Gegenstimmen? – Stimmenthaltungen? – Bei 

Enthaltung der beiden fraktionslosen Abgeordneten Swoboda und Plenk ist dem so 

entsprochen.
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